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Der schweizerische Republikaner
herausgegeben

von Escher und Nstert
Mîtglkìcra der eesezgcbenden Räthe der helvetischco Kepubük.

Band III. X». I^XXV. Luzern, den 21.1799. (2. Prairial. VII.)

GesezgebnNg.
Grosser Rath, 13. M ai.

Präsident: Stock ar.

(Fortsetzung.)
Die Versammlung bildet sich in geheime Sitzung.
Nach Wiedereröffnung der Sitzung übersendet

das Direktorium eine Bittschrift der Muuizipal tat
Praromann, im Canton Fryburg, welche diejenigen
Gerichtsgcbuhren zu beziehen wünscht, welche ehedem

richterliche Behörden, die diese G s hafte auf sich hate

ten, bezogen huben. Carrard fodert Verweisung
an eine Commission. Dieser Antrug wird angenom-
men, und in die Commission geordnet: Carmintran,
Eurer und Gras.

Das Direktorium fodert baldigen Entscheid über
die Dienstenkassa in Bern. Auf Efoyers Antrag
wird diese Botschaft der über diesen Gegenstand nie-
bcrgesezren Commission übergeben, und derselben, statt
Kühn, Graftnri.'d zugeordnet.

Das Direktorium übersendet folgende Vothschaft,
welche beklatscht wird:

Das Vollzichunysdiràì'ium der helvetischen
einen und untheilbarm Republik, cm die

gesezgebenden Räthe.

Bürger Gesezgeberl

Der Bürg r Gonzerbach, Regierungsstatthalter
wm Thurgau, hat zur Vertheidigung des Daterlan-
des und der Freiheit, von seiner rükstchendcn B sol
dung von 8 Monaten^ r» Duplonen msna lich, und
ftrners noch oom r. Mai hi>-weg bis zur Beendigung
des Kr-eges den ganzen Betaue seiner Besoldung als
Teschent dargeeotteu,.

Es ist genug, Bürger Gesezgeber, euch diesen

von Vaterlandsliebe anzuzeigen um versichert zu

seyn, da' ihr demselben cuern gänzlichen Beifall er-
theilen werdech

Republikanisckzpr Gruß.

Der Präsident des vollziehenden Direktoriums,
Ochs.

Hm Namen des Direktoriums, der Gen. Sekr.

Mousson.
Auf Nuces Antrag wird über diese nachah-

mnngswürdige Handlung Ehrenmeldung erklärt, und
die Bothschaft dem Senat mitgetheilt.

Senat, igchMai.
Präsident: Frasca.

ttsteri legt im Namen einer Commission folgen-
den Bericht vor:

^ B. R. Eure Commission hat in dem ihr über-
wiesenen Beschluße, zwar die Beantwortung einer über
den Willen eines Gesetzes entstandenen Schwierigkeit
gefunden — aber eine Beantw 'ktung die wir nnmbg-
lich eine Gesedesauslegung und Erläuterung nennen
können, eine Beantwortung — wie sie der Gesezgeber
unter kein n Umständen geben kaun oder darf.

Der Zgste Art. unsers MunizipalitätSgesetzes sagt:

„ In die gleiche Münizixalitat k ennen nicht 2 Bürger
geo'ezt werden, die sich gegenseitig bis im Grade von
Geschwisterkind? im Geölüfe inclusive, oder als Schw«-
her und Lochkermann, oder als Schwäger verwandt
sind, bei Strafe der Ungültigkeit eil er solchen Wahl. »

N n gieb: es Gemeinden, die aus so wenigen
Bürgern, die alle unter sieh so rerwandt sind, be-

stehen, daß wann sie eine Munizipaíitât wählen sol-

ien, es unm glich wird, den ang-fuhrten Artikel zu

beobachte.? ; aus einer Bothschaft des Direktoriums
ersehen wir, daß viele solche Gemeinden die eigne

Nunjzipalitaten bilden wollen, aus 10 oder 15 Ak-

nvbürgern, eine sogar, nur aus 3 Aktivbürgern be-

steht.
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Was ist ui'.r.'r diesi - Umständen zu thun Es
scheinen uns nur 2 Antworten möglich:

Einwedcr «oll der 35. Art. in seiner Kraft blei-
ben; alsdann folgt daraus, daß öiej niaeü Gemeine
den, in denen seine Beobachtung unmöglich ware,
s r sich keine eigne Mnniz palitat b-lden können —
sondern, daß ihre Burger sich mit einer benachbart
tcn Gemeinde vereinigen müßen, um bei der Wahl
dcr Mumsspaiiwt bcn -Artikel über Verwandschafts-
grade beobachten zu können.

Diese Vereinigung muß alsdann durch einen gee
schlichen Beschluß gebotten werden — und ein solcher
wurde zwar sehr unvollkommen, aber doch einiger-
Massen, die aii;ug!osse und wahrhaft unnütze und
nachthe.l'gc Vervielfältigung der Municipalitäten ver-
hllttN.

Oder aber, man will den Grnndsaz: es soll jede
' Genteinde ihre eigne Municipalität Haben—Grundsatz,

dem wir — so lange das Gesez nicht erklärte was
uiuer einer Gemeinde zu verstehen sey — fur einen

unverständlichen, verwirrenden und der Geftzgebung
unwürdigen Grundsatz erklären — in seiner vollen
Ausdehnung schützen.

Dann muß der 35stc Art. des Munizipalgesetzes,
der mit jenem Grundsätze unvereinbar ist, zurutge-
nvmmen werden.

Mas thut nun aber der Beschluß des gr. Rathes
— Keines von beiden.

Er ladet in seinem ersten Art. jene kleinen Ce-
weinden ein, sich mit ihren nächsigessgcnen zu ver-
einigen. Hier fragt es sich, was heißt einladen s

Nach einer neulich im grossen Rathe gessüehenen

Auslegung eben desj uìgm Mitgliedes, weiches auch

diesen Gesetzesvorschlag gemacht hat, wa>e das Mort
einladen, in den gcseziichcn Beschlüssen, glcichbc-
deutend mit befehlen.

Somit fände sich die Sache in dee Ordnung,
und wir lasten uns die Urbanität, die statt zu bcfeh-
ten — einladet, gerne gefallen. — Aber nun kommt
dcr 2ke Art.

» Wenn sie sich weigern, sich zn vereinigen, so

soll diesen Gemeinden eilm.bt seyn, einstweilen bei
ihren -Munizipal- und Vcrwalterwahlen den 35. Art.
des Mumzipaîgcsetzes nicht zu beobachten," oder
mit andern Worten: wer sich weigern würde, das
gegenwartige neue Gesez zu beobachten, dem ist das
nicht nur erlaubt, sondern er darf alsdann auch ein
anderes früheres Gesez ungcstrafr verleben.

Es ist unmöglich, daß der Geiezgeber durch eine
solche Sprache, die Kraft seiner eignen Gesetze zer-
nichte — und ihre Nichrbeodachrung gutheiße.

Eure Commission rath euch einmüchig, die Ver-
werfung des Beschlusses an.

Mittelbauer rath zur ungesäumten Verwer-
fung. 5'as litt Mim» dem Bericht dcr Commission

bei; er möchte, daß dem großen Rache die Wünsche
des Senats über diesen Gegenstand bekannt wurden:
da die Vereinigung mehrerer Gemeinden für einmal
Schwierigkeiten haben möchte — so glaubt er, ware
die förmliche Znrüknahme des 35. Art. fur kleinere
Gemeinden nothwendig. Craner glaubt nicht, osst
ter 35. Arw verändert werden kenne; er will die
Anschiiessung an groß re Gemeinden gesezlich verorv-
ren. Muret findet, der Ladet dieses Beschlusses
siy sehr stre. g ; den 35. Art. kann man nicht zürnt-
nehmen, ohne die Majorität der Bürger dem Nepo-
lismus Essfluß habender Familien Preis zu geben;
das Dilemma dcr Commission ist unrichtig; aus jeden
Fall muß ein Theil des Gesetzes zurukgenommen wer-
den; emwcdcr der 35. Are. -sser der, welcher lagt:
jede Gemeinde soll ihre eigne Munizipalitac haben.
Es ist nun nur um eine provisorische Verfügung zu

thun, fur die diesjährigen Mmsszipalikatswahien; m
der Folge wird man das ganze Gesez verbessern toil-
wen, das indem es keine Munizipaibezirke fehietzt,
unstreitig fehlerhaft ist. Er nimmt den Beschluß an.

Usteri: Die Commission ist mit dem B. Muwc
über den Tadel des Munizipalgesetzes, aber nicht
über seine Vertheidigung des gegenwärtigen Be-
fchlnsscs einig; ihr Dilemma ist ganz richtig, man
muß den 35. Art. des Gesetzes zurüknchme», oder
die Vereinigung cllznkleiiier Oerter in eine Gemeinde
beschließen; das l.zrcre ist keine Zuruknahme des ^r-
rikels, welcher sagt: es soll jede Gemeinde ihre Mu-
-Azipglssat haben; es ist nur Erklärung deßcweu.
-äine -Erklärung ist aber sehr nothwendig, da

wir sehen, wie ungleich er verstanden wird, inoem
h-er ein ganzer ehmaügec Kanton, und dorr 3 Hau-
ftr, eine Gemeinde zu bilden, meynen. Wir erlu.ren

alw: Orte, die aiizuwenig beviüerr sind, um nach

Vorschrift des Munizipaigefttzes eine Mumzipalirat
wählen zu kennen, sind keine Gemeinde, sondern

müssen sich um c.ne solche zu bilden, mit einem vc-

nachbarten Orte vereinigen. -» Diese Bestimmung
zieht die Commission der ersten, welche den 35. Art.
über die Verwandscl.aftsgrade der Munizipalen zu-
rüknehmen würde, vor — denn wenn der 35. Art.
für grössere Gemeinden wichtig ist, warum wine er

es für kleine nicht seyn? Dem Gesezgeder muß e»

gleich wichtig seyn, zu verhüten, daß kein einzelner,

als das nicht Hunderte seiner Bürger unrechtmäßigen

Dnk leiden.
^ ^ ^ ^Mitrelholzer stimmt Ufleri bei: es wird sehr

wichtig seyn, daß der gr. Rath endlich bestimmt er-

kläre, was unter einer Gemeinde zu verstehen ssy;
ihn wundert es, daß gerade in dcr Gegend, tue sich

nicht brüderlich ^
-treten wollen. Meyer v. Arb. stimmt auch dem



Gutachten der Commission bei; unser Beschluß der
die Munizipalbeamten vom Kriegsdienst ausnimmt,
muß uns doppelt behutsam machen, nicht eine un-
begrenzte Vermehrung der Munizipalitaten zu ge-
statten.

Der Beschluß wird verworfen.
Die Discussion über den die zu bezahlenden Bcr-

verschulden betreffenden Beschluß wird eröffnet.
Zaslin glaubt, es habe nun alle mögliche Vor-

ficht und die sorgfaltigste Untersuchung jener Schuld-
ftdrrungen statt gefunden, und räch zur Anuavme.

Z-'ltht) v. Langn, findet unwr den gegenwàrti-
gen Anfoderungen noch viele sehr zweifelhaft, zu
deren Bezahlung er unmöglich stimmen kaun. — 760

Fr. z. B. fodert e'n Kutscher, der zur Beeidigung
nach Lausanne führte; — eine andere Summe wird
fur ein Orgelwerk in einer Kirche verlangt, was
nicht vom Staat, sondern von der Gemeinte bezahlt
werden muß. Er muß den Beschluß verwerfen, und
es thut ihm leid fur die, deren Federungen gerecht
find. Meyer v. Arb. erwiedert, die Gesandschaft
sey nach Frauenfeld und nicht nach Lausanne im Fe-
bruar vorigen Jahrs gefuhrt worden, und der Kut-
scher konnte von der bei seiner Rükkunft nicht meyr
vorhandenen Berncrregierung auch nicht mehr bezahlt
werden. Nach der Aussage des Finanzministers find
die sämtlichen Federungen in der Ordnung.

Lnthy v. Langn, erwiedert, daß allerdings nach
der Einnahme Berns noch geraume Zeit, die recht-
mäßigen Schulden der vorigen Regierung bezahlt wur-
den. Laflechere glaubt, der Kutscher »nd die

Vftrde müssen doch wohl auf jeden Fall bezahlt wer-
den, wenn auch die Gesandten für ihre Verrich'un-
gen kcmen Denier verdienen ; desto wichtiger ist

der Artikel der Orael in der Kirche Nydek; er ver-
langt darüber eine Abordnung an den Finrnzministcr,
denn diese kaun nur eine Gemeind - keine Staatsaus-
gäbe seyn.

Meyer v. Arb. Es giebt im Kant. Bern wohl
mehrere Kirchen, die der Staat tmterha tea mußte.
G en hard wundert sich über die gauze R solution,
da wir ein Gescz haben, daß alle rechtmäßigen
Schulden der ehvorigen Regierungen bezahlt werden
sollen, so müßen nicht wir, sondern der Richter die
Rechtmaßigkcit der Anfoderungen entscheiden.. Er
verwerft den Beschluß.

Zaslin erinnert daran daß eigentlich das Di-
rektor um nur Begw-chigung zu Realisirung von einer
Summe bernerscher Schulofodsrungea zu Bezahlung
jener Civilfchukden soberte.

Usieri fügt hinzu; daß auch der Beschluß weder
bie Rechlmäßigkeit gewii er Foderungen, noch ihre
Be'.ablung verordnet, sondern die Veräufferuug ge-
wiser Schuldtitei dcwilli-l: dabei sollen wir stehen

blefteu ; die 'àersuchung der Foderungen gehört nicht
uns, sondern dem Direktorium zu; es ist dafür ver-
antwortlich; die Bezahlung der rechtmäßigen Fcè
rungen ist längst beschlossen. Das Direktorium harte
uns davon nur gar nichts sagen sollen. Er stimmt
zur Annahme.

Mitte! hol; er stimmt Usteri bei; nur mußte
das Direktorium allerdings um die gedoppelte Be-
gwaltigiing ansuchen. Bodmer will bei dieser Me-
legenheit auch wieder einmal die Foderungen der Pa-
trioten des Kant. Zürich, die weit über 100,000 Fr.
steigen, und die ss gerecht — als biSdahin unb.ssrie-
digt sind, in Erinnerung bringen; hier kommen An-
foderungen zum Vorschein, deren Gerechtigkeit sich

mit jenen gar nicht vergleichen laßt. Er stimmt nicht
zur Annahme; wer es thun will, mag's. Müng er:
wir können überzeugt seyn, daß der Fiuanzmmister
die Sache genau untersucht hat, uns kommt diese
Untersuchung nicht zu. Er stimmt zur Annahme.

Barras: Um über die Richtigkeit dieser Fode-
rungen zu. urtheilen, muß man aus eigner nicht
fremder Kenntniß urtheilen ; hernach muß man Rich-
ter seyn; beide Eigenschaften feblen uns. Er verwirft
den Beschluß weil der Gegenstand vor den Richter
gehört.

Laflechere wiederholt Zâslins und listens Mei-
nung.

Erauer: wenn nicht der Detail der zu bezahlen«:
den Schulden beilage — und wir also durch Annah-
me des Beschlusses, dic samtlichen Foderungen recht-
maßig erklärten, so würde er zur Annahme stimmen..

Usteri: Es ist keine solche Beilage da ; nur die
Commission des Senats hat sich den Detail der Fo-
dcruugen vom Finanzmiuister geben lassen, der uns
gar nichts angieng, und den auch der gr. Rath nie
hatte; der Senat allein fehlte.

Meyer v. Arb. er-lart, die Commission habe
aus Auftrag des Senats gehandelt, als sie sich das >

Verzeichm'ß geben ließ.
Barras will nun wissen, was für Schulden'

mit dem Gelde bemhlt werden; und bis uns diese
Angabe kommt, - e« wirft er den Beschluß. Gcnhard
nimmt auf listens Bemerkungen hin, izt den Be--
schluß an.

Der Beschluß wird angenommen.
Der Befehl ß wegen Nichtaunahme der Mum';:-

palffellen wird verl sei, und der mit dem früher v»?
worknen Beschluß über den gleichen Gegenstand be-
niftragten Commission zngewi sen; an Dolders Stell«
vied Devevey in die Commission ernannt.

Der Senat schließt seine Sitzung, und verweist e

mehrere Gehalts - Vermindcrungs - Beschlüsse an e,n« t
Commission.



Grosser Rath, 14. Mai.
Präsident: Stokar.

Spengler erhalt auf Begehren für z Wochen
Urlaub.

Fier 5 sagt: ich komme nur her um eine neue
Bevollmächtigung vom Direktorium zu erhalten, um
einige Unordnungen die noch bei den Truppen an
den (Grenzen herrschen, heben zu können; in Rüksicht
meiner Sendung selbst aber, kann ich versichern, daß
nun die Grenzenbesetzung in einem solchen Zustand
sich befindet, daß das Vaterland von der Rhemfttte
hinlänglich gesichert ist, - die Ba aillons sind im
Ganzen genommen sehr gut gestimmt, und als die
Commissars sie aufmunterten ihre Pst ich k zu thun,
erhob sich ein allgemeines Freudengeschrey, es lebe
die Republik! Bei Schaichausen zeichneten sich be--

sonders die Zürcherj-aqer aus, und einer aus ihnen,
V. Frirk aus dem Distrikt Metmensiatteâ, der den
Tod furs Vaterland starb, hat allein 17 Ocsterreicher
nieder,zestrckt. Bei Eglisau hingegen, zeigte sich ein
Bataillon schlecht, und au h in der Gegend, durch
die dasselbe seine Flucht nahm, zeigte sich die Sums
mung nicht am besten, und es wurden einige Freis
heitsbanme umgehauen, allein die Urheber dieser üuords

^

nungen sind schon.dem Kriegsgericht überleben. Bei
Diessenhofen machten die Ocsterreicher lezchin eine«
falschen Allarm, und sogleich war alle Mannschaft
der ganzen Gegend unter den Waffen, um die Grcnzs
besatzung zu unterstütze». Gegenwärtig ist es um Vers
Minderung der Zürchertnippen zu thun, die aber beim
ersten Augenblik der Gefahr sich wieder bewaffnen
werden, um das Vareriano zu unterstu en. Noch
wünschte ich aber, daß'zu besserer Organisation des
Reservecerps der zr. § des Milizgesetze-un Genoms
»nur und die Compagnien aus l<x> Mann sart 200 gcs
sezt werden / weil sonst keine so gme Ordnung in
diese Compagnien g bracht werden kann.

(Die Fortsetzung folgt.)

V 0 l! zieh :: n g 6 d rekt v r j it til.

Das VcUjiehnn.stMl'cttorwm dcr stelvetische«
rîlictl «M pi-lhel!dave.'l Repusillk

Nach Anhörung seines Kriegsministers über einen
- Vorschlag von Uniformen für den General,iac-d der

helvetischen Armee

beschließt:
1. Die vom Kriegsminister vorgeschlagene, ges

genwàrligem Beschluß beigefügte Verordnung, wird
mach ihrem ganzen I'Oalt aiigenomme.î.

2. Dem Kriegsminister ist aufgetragen, oie nöthige»
Befehle zu deren Vollziehung zu ertheilen.

Luzern, den aasten Aprill 1799.

Der Präsident des vollziehenden Direktoriums,
LiZn. Bay.

Im Namen des Direktoriums, der Gen. Sekr.
lilAu Mousson.

Dem Original gleichlautend,
Der Verwalter all interim des Kriegswesens,

L a n t h e r.

Verordnung, welcl-e die Uniform d-eS Gene-
ra' i aabs von der Armee, und deö Siaads
Vviî den Besatzungen festsezt.

Alle Röcke werden ohne Ueberschläge seyn, mit
blauem Futtrrtuch, einer einzigen Reihe gelber, mit
ll. ch. timbrlcrter, bis auf die Hüfte hinunter gehens
der Näpfe. Die Hute der' Generale und GeneraiaSs
jutauten sollen bordiert und dreyeckigt; die übrigen
aber unbordiert, doch auch dreyeckigt, und die
Schnüre (tM-aca.) und Knöpfe daran gelb seyn, wie
solches hienach des mehrern erörtert werden soll.

Der Divisionsgcneral wird einen dunkels
blauen Rok »nt roihenr >utter, grünem Kragen und
Aufschlagen tragen; diese Aufschlage sollen in der
Mure offen und mit einem scharlachenen Klápplein
vers hen seyn. Das Leibchen und die Hosen sollen
gemoffarbig, der Säbel gelb, und der Hur mit einer'

oldencu, zwei Zoll breiten Borte besezt seyn. Er
wagt zwei Obristsepaulciten von Gold, mit drei sils
deinen Sternen ä ff zeder, und eine grün« Schärpe
um den Leib. Wenn er das Hauptkommando über
die Armee fnhrt, wird er eine Schästpe mit den drei
Ralivi/alfarle - tragen.

Dcr B rig a d e n g en e r al hat die neml.'che Unis
form, n ie der Aivisonsgencra!, auch die gleichen
Epaulettes, aber nur mit zwei silbernen Sternen auf
jeder. Sciue Hutborte soll audcrthalben Zoll breit
seyn. Er tragt eine gelbe Schärpe.

Dcr Generaladjutant trägt ebenmaßig die
gleiche Uniform, wie die beiden obigen, auch die glei-
chen Epaulettes; jedoch mit ei. cm einzigen silbernen
Stern auf jeder. Sein Hut ist mit einer zollbreiten
Borte besezt. Er hat keine Schärpe.

Der Gehül c dcs Gene>aladjntanten
hat gleichfalls die nemliche, schon oben beschtiebeu«
Uniform, doch nur eine ein ice Evaulctte, auf der
rechten. Schulter derjenigen Scelle ângàessen, weiche
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